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Liebe Mandanten, 

wir freuen uns Ihnen heute die neuste Ausgabe unseres Mandantenrundschreibens mit den neusten Tipps und Änderungen im Steuerrecht zusenden zu dürfen. 

 

Sollten Sie unsere Informationen zukünftig lieber per E-Mail erhalten wollen oder einen Termin für ein persönliches Beratungsgespräch wünschen, rufen Sie uns unter 

der 09971 / 85190 an oder schreiben Sie uns eine Mail an cham@jgp.de. 

 

Mit den besten Grüßen 

Ihre Sozietät Jürgen Geiling & Partner 

 

 

 

 

BEG II 
 

Zweites Bürokratieentlastungsgesetz auf den Weg gebracht 

Mit dem Entwurf für ein Zweites Bürokratieentlastungsgesetz (BEG II) sollen 

kurzfristig greifende und spürbare Erleichterungen für die Wirtschaft geschaffen 

werden. Ziel ist es solche Unternehmen zu entlasten, die typischerweise am 

meisten von Bürokratie betroffen sind. Dazu gehören kleine Betriebe mit 2-3 

Mitarbeitern. Dafür sind folgende Änderungen vorgesehen: 

 

Anhebung der Grenze für Rechnungen über Kleinbeträge von 150 € auf 200 €, 

der Grenzbeträge zur quartalsweisen Abgabe der Lohnsteuer-Anmeldung von 

4.000 € auf 5.000 € und der Kleinunternehmergrenze für die Umsatzsteuer von 

17.500 € auf 20.000 €. 

 

Geplant ist auch eine Anpassung im Sozialgesetzbuch bei der Fälligkeitsregelung 

für Gesamtsozialversicherungsbeiträge. Danach entfällt die Schätzung der Werte 

bei bestimmten Unternehmen. Beiträge, deren tatsächlicher Wert für den 

aktuellen Monat noch nicht bekannt sind, können nach dem Wert für den 

Vormonat festgelegt werden. Das Verfahren wird zwar heute auch schon 

angewandt, soll aber in Zukunft bei viel mehr Unternehmen anwendbar sein. 

 

Zudem sind Erleichterungen bei der Aufbewahrung von Lieferscheinen in der 

Abgabenordnung vorgesehen. Demnach endet die Aufbewahrungsfrist bei 

empfangenen Lieferscheinen, die keine Buchungsbelege darstellen, mit dem 

Erhalt der Rechnung bzw. für abgesandte Lieferscheine mit dem Versand der 

Rechnung. 

 

Des Weiteren sind Anpassungen der Handwerksordnung vorgesehen, um der 

fortschreitenden Digitalisierung im Handwerk zusätzlichen Schub zu verleihen, 

sowie die Bereitstellung von Leistungsinformationen zur Verwendung auf 

Bundes-, Länder- und Kommunalportalen durch eine Änderung des E-

Governement-Gesetzes. 

 

ANMERKUNG:  

Die Neuregelungen des BEG II sollen zum 1.1.2017 in Kraft treten. Sicherlich 

werden sich während des Gesetzgebungsverfahrens noch ein paar Änderungen 

und Ergänzungen ergeben. Über die endgültigen Festlegungen informieren wir 

Sie bei Verabschiedung des Gesetzes. 

 

Bundesministerium für Wirtschaft und Energie, Referentenentwurf eines II. Bürokratieentlastungsgesetzes v. 30.6.2016 

(DW20160908) 
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Mindestlohn 

Geplante Erhöhung des Mindestlohn 

auf je 8,84 € je Zeitstunde 

Mehr dazu auf Seite 4 
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GEBÄUDEABSCHREIBUNG (AfA) 

 
 

 

KAUFPREISAUFTEILUNG IN GRUND UND 

BODEN UND GEBÄUDE IM NOTARIELLEN 

KAUFVERTRAG 

 

Die Höhe der Gebäudeabschreibung (AfA) richtet 

sich nach den Anschaffungskosten für das 

Gebäude; der Grund und Boden wird hier nicht 

berücksichtigt. 

 

Wurde die entsprechende Kaufpreisaufteilung im 

Kaufvertrag vorgenommen, sind diese vereinbarten 

und bezahlten Anschaffungskosten nach einer 

Entscheidung des Bundesfinanzhofs vom 

16.9.2015 grundsätzlich auch der Besteuerung 

zugrunde zu legen.  

 

Wenngleich dem Käufer im Hinblick auf seine AfA-

Berechtigung typischerweise an einem höheren 

Anschaffungswert des Gebäudes gelegen ist und 

die entsprechende Aufteilungsvereinbarung – 

zugunsten des Verkäufers – ggf. Einfluss auf eine 

für ihn positive sonstige Vertragsgestaltung haben 

kann, rechtfertigt dies grundsätzlich noch keine 

abweichende Verteilung. 

 

Vereinbarungen der Vertragsparteien über 

Einzelpreise für Einzelwirtschaftsgüter binden 

allerdings nicht, wenn Anhaltspunkte dafür 

bestehen, der Kaufpreis sei nur zum Schein 

bestimmt worden oder die Voraussetzungen eines 

Gestaltungsmissbrauchs seien gegeben. 

 

ANMERKUNG:  

Die Finanzverwaltung stellt eine Arbeitshilfe als 

Excel-Datei zur Verfügung, die es ermöglicht, „in 

einem typisierten Verfahren“ entweder eine 

Kaufpreisaufteilung selbst vorzunehmen oder die 

Plausibilität einer vorliegenden Kaufpreisaufteilung 

zu prüfen. Zusätzlich steht eine Anleitung für die 

Berechnung zur Aufteilung eines 

Grundstückskaufpreises zur Verfügung. 

 

BITTE BEACHTEN SIE!  

Die Arbeitshilfe geht von einem „typisierten 

Verfahren“ aus, das vermutlich in den wenigsten 

Fällen der realen Praxis entspricht. Es empfiehlt 

sich deshalb, eine sachgerechte 

Kaufpreisaufteilung im notariellen Kaufvertrag 

vorzunehmen. 

 

BFH-Urt. v. 16.9.2015 – IX R 12/14 (DW20160919) 

Pensionserhöhungen 
 

Nachträgliche Zusage der Dynamisierung 

einer Pensionszusage 
 

Pensionserhöhungen, die eine Kapitalgesellschaft 

mit ihrem (beherrschenden) Gesellschafter 

vereinbart, ohne dass die Erhöhung vom 

Begünstigten noch erdient werden kann, können nur 

unter ganz bestimmten Voraussetzungen steuerlich 

anerkannt werden.  

 

Dies setzt jedoch voraus, dass die 

Pensionserhöhung einen Ausgleich für eine 

anderweitig nicht schließbare Versorgungslücke oder 

eine Anpassung an erhebliche Steigerungen der 

Lebenshaltungskosten darstellt. Eine derartige 

erhebliche Steigerung der Lebenshaltungskosten 

wird vom Bundesfinanzhof angenommen, wenn die 

Teuerung seit der letzten Pensionszusage oder seit 

der letzten Anpassung mehr als 20 % beträgt. 

 

Bei einer Pensionszusage zugunsten eines 

Gesellschafter-Geschäftsführers muss die 

begünstigte Person während der ihr voraussichtlich 

verbleibenden Dienstzeit den Versorgungsanspruch 

noch erdienen können. Ist das nicht (mehr) möglich, 

so ist die Erhöhung der Pensionszusage durch eine 

Dynamisierungsklausel als durch das 

Gesellschaftsverhältnis veranlasst anzusehen und 

als verdeckte Gewinnausschüttung zu qualifizieren. 

Das hat das Finanzgericht Hamburg (FG) mit Urteil 

vom 15.4.2016 entschieden. 

 

Die Erdienbarkeit wird im Allgemeinen nicht 

angenommen, wenn zwischen dem Zusagezeitpunkt 

und dem vorgesehenen Eintritt in den Ruhestand nur 

noch eine kurze Zeitspanne liegt. Ein beherrschender 

Gesellschafter soll die Pensionszusage jedenfalls 

dann noch erdienen können, wenn der Zeitraum 

zwischen der Zusage der Pension und dem 

vorgesehenen Zeitpunkt des Eintritts in den 

Ruhestand mindestens 10 Jahre beträgt.  

  

 

Für einen nicht beherrschenden Gesellschafter kann 

ein Erdienen der Pensionszusage zusätzlich 

unterstellt werden, wenn – vom vorgesehenen 

Zeitpunkt der Pensionierung aus gesehen – der 

Beginn seiner Betriebszugehörigkeit mindestens 12 

Jahre zurückliegt und die Versorgungszusage für 

mindestens 3 Jahre bestanden hat. 

 

Ebenso wird eine Erdienbarkeit dann im Allgemeinen 

nicht mehr anzunehmen sein, wenn die Zusage 

einem Gesellschafter-Geschäftsführer erteilt wurde, 

der im Zusagezeitpunkt das 60. Lebensjahr vollendet 

hatte. 

 

ANMERKUNG:  

Die Revision zum Bundesfinanzhof wurde 

zugelassen, weil nach Auffassung des FG die Frage, 

inwieweit die Erhöhung einer Pensionszusage durch 

nachträgliche Dynamisierung zur Anpassung an 

steigende Lebenshaltungskosten unter 

Berücksichtigung der gestiegenen Lebenserwartung 

unter vereinfachten Voraussetzungen auch unter 

Verletzung des maßgeblichen Erdienenszeitraums 

zugesagt werden kann, grundsätzliche Bedeutung 

hat. 

 

BITTE BEACHTEN SIE!  

Eine Pensionszusage ist eine Möglichkeit der 

Absicherung des Gesellschafter-Geschäftsführers 

für das Alter. Sie hat Vor-, aber auch Nachteile. 

Lassen Sie sich bei einem solchen Vorhaben auf 

jeden Fall vorher und rechtzeitig beraten! 

 

FG Hamburg Urt. v. 15.4.2016 – 3 K 13/16 (DW20160911) 
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Erbschaft- und Schenkungsteuergesetz 
 

Bundesverfassungsgericht beschäftigt sich erneut mit der 
Erbschaftsteuer 

In einer Pressemitteilung vom 14.7.2016 teilt das 

Bundesverfassungsgericht (BVerfG) mit, dass es 

nach Ablauf der in Sachen „Erbschaftsteuer“ 

gesetzten Frist zu dessen Neuregelung das 

Normenkontrollverfahren erneut auf die 

Tagesordnung setzen will. 

 

Nachdem das BVerfG mit Urteil vom 17.12.2014 

einige Regelungen des Erbschaft- und 

Schenkungsteuergesetzes für verfassungswidrig 

erklärt hat, wurde dem Gesetzgeber aufgegeben, bis 

zum 30.6.2016 eine Neuregelung zu schaffen. 

 

 

Die für verfassungswidrig erklärten Vorschriften des 

Erbschaft- und Schenkungsteuergesetzes gelten 

zwar weiter fort. Da eine entsprechende 

Gesetzesänderung bis 30.6.2016 aber nicht vorliegt, 

hat der Vorsitzende des Ersten Senats des 

Bundesverfassungsgerichts, Prof. Dr. Ferdinand 

Kirchhof, nunmehr mit Schreiben an die 

Bundesregierung, den Bundestag und den Bundesrat 

vom 12.7.2016 mitgeteilt, dass das BVerfG sich nach 

der Sommerpause Ende September mit dem 

weiteren Vorgehen im Normenkontrollverfahren um 

das Erbschaft- und Schenkungsteuergesetz 

befassen wird. 

 

ANMERKUNG:  

Nachdem sich die politischen Parteien nicht auf einen 

gemeinsamen Nenner für die Neuregelung einigen 

konnten, wurde der Vermittlungsausschuss 

angerufen, in dem die noch offenen Punkte nunmehr 

geklärt werden sollen. Das soll am 8.9.2016 der Fall 

sein.  

 

Wir halten Sie auf dem Laufenden. 

 

BVerfG-PM 41/2016 v. 14.7.2016, Az. 1 BvL 21/12 (DW20160907) 

 

 

Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) 
 

Vorsteuervergütung 
durch EU-Staaten 

Bundesarbeitsgericht (BAG) 
 

Sonderzahlungen und gesetzlicher 

Mindestlohn  
 

Vorsteuervergütung durch EU-Staaten an im 

Inland ansässige Unternehmer 

 

Die EU-Mitgliedstaaten erstatten inländischen 

Unternehmern unter bestimmten Voraussetzungen 

die dort gezahlte Umsatzsteuer. Die Anträge auf 

Vorsteuervergütung sind elektronisch über das 

Online-Portal beim Bundeszentralamt für Steuern 

(BZSt) einzureichen.  

 

Das BZSt prüft, ob der Antragsteller im beantragten 

Vergütungszeitraum zum Vorsteuerabzug berechtigt 

ist und die im Antrag angegebene 

Steuernummer/Umsatzsteuer-Identifikationsnummer 

diesem zugeordnet ist. Es entscheidet über die 

Weiterleitung des Antrags an den Erstattungsstaat 

innerhalb von 15 Tagen. 

 

BITTE BEACHTEN SIE!  

Die Antragsfrist ist eine Ausschlussfrist und bis zum 

30.9. des auf das Jahr der Ausstellung der Rechnung 

folgenden Kalenderjahres zu stellen. Der 

Vergütungsbetrag muss mindestens 50 € hoch sein. 

 

(DW20160901) 

 

In seinem Urteil vom 25.5.2016 hatte das 

Bundesarbeitsgericht (BAG) die für die Praxis sehr 

relevante Frage zu entscheiden, ob neben dem 

vereinbarten Stundenlohn geleistete 

Sonderzahlungen wie Urlaubs- und Weihnachtsgeld 

den gesetzlichen Mindestlohn von 8,50 € pro Stunde 

erhöhen oder hierauf anzurechnen sind. Dabei kam 

es zu dem Entschluss, dass solche Zahlungen, die 

auf das ganze Jahr jeweils 1/12 monatlich 

vorbehaltlos verteilt werden, auf den gesetzlichen 

Mindestlohn anzurechnen sind. 

 

Im entschiedenen Fall sah der Arbeitsvertrag neben 

einem Monatsgehalt besondere Lohnzuschläge 

sowie Urlaubs- und Weihnachtsgeld vor. Das 

Unternehmen schloss mit dem Betriebsrat eine 

Betriebsvereinbarung über die Auszahlung der 

Jahressonderzahlungen. Danach zahlte es den 

Beschäftigten allmonatlich neben dem Bruttogehalt 

jeweils 1/12 des Urlaubs- und des Weihnachtsgelds 

in der Summe brutto aus. 

 

Eine Arbeitnehmerin machte geltend, ihr 

Monatsgehalt und die Jahressonderzahlungen 

müssten ebenso wie die vertraglich zugesagten 

Zuschläge für Mehr-, Nacht-, Sonn- und 

Feiertagsarbeit auf der Basis des gesetzlichen  

 

 

Mindestlohns i. H. v. 8,50 € brutto/Stunde geleistet 

werden. Das BAG sah dies anders. 

 

ANMERKUNG:  

Die Bundesländer Brandenburg, Hamburg, 

Thüringen, Nordrhein-Westfalen und Bremen setzen 

sich mit einem Entschließungsantrag dafür ein, dass 

Arbeitgeber Sonderzahlungen, Zulagen und Prämien 

nicht auf den Mindestlohn anrechnen dürfen. Dieser 

solle nur das reine Grundentgelt pro Stunde 

enthalten. Urlaubs- und Weihnachtsgeld, 

Erschwernis-, Überstunden-, Nacht- und 

Wochenendzuschläge dürften ebenso wenig 

berücksichtigt werden wie Familienzuschläge, 

vermögenswirksame Leistungen und sonstige 

Prämien. Die 5 Länder haben die Bundesregierung 

aufgefordert, das Mindestlohngesetz um eine 

entsprechende Klarstellung zu ergänzen. Damit 

sollen alle Betroffenen Rechtssicherheit erhalten. Die 

jüngste Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts 

zur Anrechenbarkeit von Zuschlägen habe zu 

Verunsicherung geführt. Es bestehe die Gefahr, dass 

Arbeitgeber den Zweck des Mindestlohns umgehen 

könnten. Die geforderte gesetzliche Klarstellung soll 

künftig Manipulationen bei der Berechnung des 

Mindestlohns verhindern. 

 

BAG-PM Nr. 24/16, BAG-Urt. v. 25.5.2016 – 5 AZR 135/16 (DW20160810) 
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Mindestlohn 
 

Geplante Erhöhung des Mindestlohns auf 8,84 € je Zeitstunde 

Die Mindestlohn-Kommission hat einstimmig 

beschlossen, den gesetzlichen Mindestlohn ab 

dem 1.1.2017 auf 8,84 € brutto je Zeitstunde 

festzulegen. Sie hat sich am Tarifindex des 

Statistischen Bundesamtes orientiert. Dieser 

berücksichtigt, welche Tariferhöhungen von Januar 

2015 bis einschließlich Juni 2016 erstmals gezahlt 

werden. Der Beschluss wird der Bundesregierung 

vorgelegt, damit er als Rechtsverordnung ab 

1.1.2017 verbindlich werden könnte.  

 

Am 31.12.2016 läuft die Übergangsregelung aus, die 

erlaubt, tarifvertraglich vom Mindestlohn 

abzuweichen. Übergangsweise gelten noch in der 

Land- und Forstwirtschaft, im Gartenbau und in der 

ostdeutschen Textil- und Bekleidungsindustrie 

niedrigere Mindestlöhne. Spätestens zum 1.1.2017 

müssen die Beschäftigten auch hier mindestens 8,50 

€ bekommen. Ab dem 1.1.2018 soll der von der 

Mindestlohnkommission neu festgesetzte 

Mindestlohn gelten. 

 

Zwei Sonderregelungen gibt es für 

Zeitungsausträger und Saisonkräfte: 

Zeitungsausträger müssen 2016 mindestens 7,23 € 

brutto pro Stunde bekommen (85 % des 

gesetzlichen Mindestlohns). Ab dem 1.1.2017 haben 

sie Anspruch auf brutto 8,50 €. Ab dem 1.1.2018 gilt 

auch für Zeitungsausträger dann der neu 

festgesetzte Mindestlohn. Für Saisonarbeitskräfte, 

zum Beispiel Erntehelfer, gilt der gesetzliche 

Mindestlohn. Allerdings können Saisonarbeiter 

kurzfristig statt 50 bis zu 70 Tage pro Jahr 

sozialabgabenfrei arbeiten. Diese Regelung gilt 

noch bis Ende 2018.  

 

Bundesregierung, Internet-Seite, Artikel v. 28.6.2016 (DE20160817) 

 

 

 

Betriebsveranstaltungen 
 

Umsatzsteuerliche Behandlung von Betriebsveranstaltungen 

Die gesetzlichen Regelungen zu Betriebs-

veranstaltungen, insbesondere die Ersetzung der 

ehemaligen lohnsteuerlichen Freigrenze durch einen 

Freibetrag, haben grundsätzlich keine Auswirkungen 

auf die umsatzsteuerrechtlichen Regelungen. 

Ob eine Betriebsveranstaltung vorliegt und wie die 

Kosten, die auf den einzelnen Arbeitnehmer 

entfallen, zu berechnen sind, bestimmt sich nach 

den lohnsteuerrechtlichen Grundsätzen. 

 

 Von einer überwiegend durch das 

unternehmerische Interesse des Arbeitgebers 

veranlassten üblichen Zuwendung ist 

umsatzsteuerrechtlich im Regelfall auszugehen, 

wenn der Betrag je Arbeitnehmer und 

Betriebsveranstaltung 110 € einschließlich 

Umsatzsteuer nicht überschreitet. Der 

Vorsteuerabzug ist in vollem Umfang möglich. 

 

 Übersteigt dagegen der Betrag, der auf den 

einzelnen Arbeitnehmer entfällt, pro 

Veranstaltung die Grenze von 110 € 

einschließlich Umsatzsteuer, ist von einer 

überwiegend durch den privaten Bedarf des 

Arbeitnehmers veranlassten unentgeltlichen 

Zuwendung auszugehen. Ein Vorsteuerabzug 

ist (insgesamt) nicht möglich. 

 

ANMERKUNG:  

Das Bundesfinanzministerium stellt in einem 

Schreiben vom 19.4.2016 fest, dass Zuwendungen 

im Rahmen von Betriebsveranstaltungen im 

Ergebnis nicht zum Teil unternehmerisch und zum 

Teil nicht unternehmerisch wie bei einer gemischten 

Verwendung veranlasst sein können. Diese 

Sichtweise des Ministeriums ist jedoch gerichtlich 

nicht überprüft. 

 

BMF-Schr. v. 19.04.2016 – III C 2 – S 7109/15/10001 (DW20160809) 

 

 

Sammelauskunftersuchen 
 

Sammelauskunftersuchen der Steuerfahndung 

Ein Sammelauskunftsersuchen an ein 

Presseunternehmen kann nach Auffassung des 

Bundesfinanzhofs (BFH) rechtmäßig sein. Die 

Steuerfahndung darf daher von einem 

Zeitungsverlag die Übermittlung von Personen- und 

Auftragsdaten zu den Auftraggebern einer 

bestimmten Anzeigenrubrik verlangen.  

 

Der BFH sieht in seiner Entscheidung vom 

12.5.2016 hierin keinen Verstoß gegen die 

grundrechtlich geschützte Pressefreiheit. 

 

Zwar umfasst der Schutzbereich der Pressefreiheit 

grundsätzlich auch den Anzeigenteil von 

Presseerzeugnissen. Von der Pressefreiheit 

geschützt sind aber nur solche Anzeigen, die für die 

öffentliche Meinungsbildung bedeutsam sind oder 

der Kontrollfunktion der Presse dienen. Allein die 

wirtschaftliche Bedeutung der Anzeigen für das 

Presseerzeugnis führt ebenfalls nicht zur 

Unvereinbarkeit mit dem Grundgesetz, da nur relativ 

wenige Anzeigen von dem Auskunftsersuchen 

betroffen sind. 

 

Einschränkungen bestehen aber nach Auffassung 

des BFH für Auskunftsersuchen, die eine in die 

Zukunft gerichtete Verpflichtung enthalten, laufende 

Auskünfte zu erteilen. Diese bedürfen einer 

besonderen Begründung der 

Ermessensentscheidung. Zudem muss zur 

Wahrung der Verhältnismäßigkeit ein besonderes 

Ermittlungsbedürfnis bestehen. 

 

BFH-PM Nr. 53/2016 v. 3.8.2016, BFH-Urt. v. 12.5.2016 – II R 17/14 

(DW20161002) 
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Steuererklärung 
 

Steuererklärung in Papier nicht mehr anerkannt – 

Verspätungszuschlag fällig 

 

In einer Pressemitteilung informiert das Landesamt 

für Steuern in Rheinland-Pfalz, dass ab diesem Jahr 

die Finanzverwaltung konsequent in Papierform 

abgegebene Steuererklärungen ablehnt. 

 

GRUND:  

Die gesetzliche Pflicht zur elektronischen Abgabe 

besteht für Gewerbetreibende, Land- und Forstwirte 

sowie Privathaushalte mit Photovoltaikanlagen oder 

Gewinneinkünften aus Nebenerwerb über 410 €, wie 

z. B. Nebenerwerbslandwirten, bereits seit 2011. 

Liegt kein Härtefall vor, so wird eine in Papierform 

eingereichte Erklärung als nicht abgegeben 

gewertet. 

 

 

Entsprechend muss mit Verspätungszuschlägen 

gerechnet werden. Der Verspätungszuschlag 

kann bis zu 10 % der festgesetzten Steuer 

betragen und wird nach Ablauf der Abgabefrist 

erhoben. 

 

ANMERKUNG:  

Als Härtefall gilt, wer beispielsweise die erforderliche 

technische Ausstattung mit PC und 

Internetanschluss nur mit erheblichem finanziellen 

Aufwand anschaffen kann oder dessen Kenntnisse 

und persönlichen Fähigkeiten zum Umgang damit 

nicht oder nur eingeschränkt vorhanden sind. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Landesamt für Steuern Rheinland-Pfalz, PM 29/2016 v. 11.8.2016 

(DW20161005) 

 

Einkommensteuererklärung 
 

Neue Regelungen für Spendennachweise ab 2017 

Nachdem im Juni auch der Bundesrat dem viel 

diskutierten Gesetz zur Modernisierung des 

Besteuerungsverfahrens zugestimmt hat, ist dieses 

am 22.7.2016 im Bundesgesetzblatt verkündet 

worden. Im Rahmen der beschlossenen 

Vereinfachungen bei der Erstellung der 

Einkommensteuerklärungen sind auch die 

Regelungen über die Spendennachweise geändert 

worden.  

 

Die Änderungen gelten für alle Zuwendungen der 

Steuerpflichtigen, die dem Zuwendungsempfänger 

nach 2016 zufließen. 

 

Künftig hat der Steuerpflichtige die 

Zuwendungsbestätigungen nur noch nach 

Aufforderung durch das Finanzamt vorzulegen. Die 

Nachweise müssen allerdings vom 

Zuwendungsempfänger noch ein Jahr nach 

Bekanntgabe des Bescheides aufbewahrt werden, 

denn so lange kann das Finanzamt die Vorlage der 

Nachweise anfordern. 

 

BEISPIEL:  

Für Besteuerungszeiträume ab 2018 ist die 

Abgabefrist bis zum Ende des Februars des zweiten 

auf den Besteuerungszeitraum folgenden 

Kalenderjahrs verlängert worden, sofern ein Berater 

mit der Erstellung seiner Einkommensteuererklärung 

beauftragt wurde.  

 

Der Berater gibt die Steuererklärung für 2018 

beispielsweise Mitte Februar 2020 ab. Der Bescheid 

wird am 15.5.2020 bekanntgegeben. Die 

Aufbewahrungspflicht für die 

Zuwendungsbestätigung 2018 läuft bis zum 

15.6.2021. 

 

ANMERKUNG:  

Der Zuwendungsempfänger, z. B. ein 

gemeinnütziger Verein, kann die 

Zuwendungsbestätigung aber auch elektronisch an 

das Finanzamt übermitteln, wenn ihn der Spender 

dazu bevollmächtigt. Für die Datenübertragung hat 

der Zuwendungsempfänger Zeit bis Ende Februar 

des Folgejahres nach Ablauf des 

Besteuerungszeitraums. Dieses automatisierte 

Verfahren bringt den Vorteil, dass der Zuwendende 

keine Bestätigung über die Zuwendung aufbewahren 

muss und der Empfänger kein Doppel. Der Spender 

kann einen Nachweis, z. B. einen Ausdruck der 

übermittelten Daten, vom Zuwendungsempfänger 

erhalten. 

 

Gesetz zur Modernisierung des Besteuerungsverfahrens (DW20161001) 

 

 

 

Erbprätendenten 
 

Abfindungszahlungen an Erbprätendenten als 

Nachlassverbindlichkeit abzugsfähig 

In seiner Entscheidung vom 7.9.2016 stellt der 

Bundesfinanzhof (BFH) fest, dass die 

Abfindungszahlung, die der Erbe an den weichenden 

Erbprätendenten zur Beendigung eines gerichtlichen 

Rechtsstreits wegen Klärung der Erbenstellung 

entrichtet, als Nachlassverbindlichkeit abzugsfähig ist. 

Ein Abzug von Erwerbskosten als 

Nachlassverbindlichkeiten setzt einen unmittelbaren 

Zusammenhang mit der Erlangung des Erwerbs 

voraus. Der Begriff der Erwerbskosten ist dabei 

grundsätzlich weit auszulegen. Nach dem Urteil des 

BFH hängen Kosten, die dem letztendlich bestimmten 

Erben infolge eines Rechtsstreits um die Erbenstellung 

entstehen, regelmäßig unmittelbar mit der Erlangung 

des Erwerbs zusammen. 

 

BFH-PM Nr. 59/2016 v. 7.9.2016, Urt. v. 15.6.2016 – II R 24/15 (DW20161021) 
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INVESTITIONSABZUGSBETRAG 

ZUR KOMPENSATION 

Nachzahlungen 
 

Regelung zu den „Nachzahlungszinsen“ 

erneut vor dem Bundesfinanzhof 
 

Verwendung des Investitionsabzugsbetrages 

zur Kompensation des Mehrergebnisses einer 

Außenprüfung 

 

Steuerpflichtige können für neue oder gebrauchte 

bewegliche Wirtschaftsgüter des 

Anlagevermögens, die sie anschaffen oder 

herstellen wollen – unter weiteren 

Voraussetzungen wie z. B. der betrieblichen 

Nutzung zu mindestens 90 % und Einhaltung 

bestimmter Betriebsgrößenmerkmale bzw. 

Gewinngrenzen –, bis zu 40 % der 

voraussichtlichen Anschaffungs- oder 

Herstellungskosten steuerlich gewinnmindernd 

abziehen. Der Abzugsbetrag darf im Jahr der 

Inanspruchnahme und den drei Vorjahren  

200.000 € je Betrieb nicht übersteigen. 

 

Investitionsabzugsbeträge ermöglichen die 

Vorverlagerung von Abschreibungsvolumen in ein 

Wirtschaftsjahr vor Anschaffung oder Herstellung 

eines begünstigten Wirtschaftsgutes. Aber auch bei 

bereits angeschafften oder hergestellten 

begünstigten Wirtschaftsgütern können in 

bestimmten Fällen Investitionsabzugsbeträge und 

eine daraus resultierende gewinnmindernde 

Herabsetzung der Anschaffungs- oder 

Herstellungskosten noch in Anspruch genommen 

werden. 

 

Nach einer Entscheidung des Bundesfinanzhofs 

vom 23.3.2016 darf ein Investitionsabzugsbetrag 

nicht allein deshalb versagt werden, weil der Antrag 

erst nach einer Außenprüfung gestellt wird. Die 

Steuervergünstigung kann danach zur 

Kompensation eines Steuermehrergebnisses der 

Außenprüfung eingesetzt werden. 

 

Das Urteil betrifft die im Jahr 2009 geltende 

Rechtslage, nach der die Steuervergünstigung 

voraussetzte, dass der Unternehmer die Absicht 

hatte, die Investition innerhalb der nächsten 3 Jahre 

durchzuführen und das Investitionsgut 

anschließend mindestens 2 Jahre in seinem Betrieb 

zu nutzen. Das Bestehen dieser Absicht musste 

nachgewiesen werden. Seit 2016 hat sich die 

Rechtslage verändert, denn die Investitionsabsicht 

und die Absicht der späteren betrieblichen Nutzung 

werden seither nicht mehr ausdrücklich vom Gesetz 

erwähnt. 

 

BFH-PM Nr. 54/2016 v.10.8.2016, Urt. v. 23.3.2016 – IV R 9/14 

(DW20161003) 

 

 

Führt die Festsetzung der Einkommensteuer zu einer 

Nachzahlung, fallen Nachzahlungszinsen an. Der 

Zinslauf beginnt 15 Monate nach Ablauf des 

Kalenderjahrs, in dem die Steuer entstanden ist. Die 

Zinsen betragen für jeden vollen Monat 0,5 %, im Jahr 

also 6 %. 

 

Die Verzinsung ist unabhängig von einem 

Verschulden des Finanzamts oder des 

Steuerpflichtigen. Zweck der Regelungen ist es, einen 

Ausgleich dafür zu schaffen, dass die Steuern bei den 

einzelnen Steuerpflichtigen zu unterschiedlichen 

Zeitpunkten festgesetzt und fällig werden. Mithilfe der 

sog. Vollverzinsung sollen Liquiditätsvorteile, die dem 

Steuerpflichtigen oder dem Fiskus aus dem 

verspäteten Erlass eines Steuerbescheides objektiv 

oder typischerweise entstanden sind, ausgeglichen 

werden. 

 

Nachzahlungszinsen können jedoch ganz oder zum 

Teil erlassen werden, wenn deren Einziehung nach 

Lage des einzelnen Falles unbillig wäre. Eine 

verzögerte Bearbeitung des Steuerfalles durch das 

Finanzamt stellt nach der ständigen Rechtsprechung 

des Bundesfinanzhofs regelmäßig keinen sachlichen 

Billigkeitsgrund dar. 

 

Grundsätzlicher Streitpunkt in der Praxis ist 

insbesondere die Höhe der Verzinsung, die bei vielen 

Steuerpflichtigen aufgrund des seit vielen Jahren 

niedrigen Zinsniveaus dazu führt, den gesetzlichen 

Zins von 6 % im Jahr als unangemessen anzusehen. 

 

 

Dazu hat das Finanzgericht Thüringen in seinem Urteil 

vom 22.4.2015 entschieden, dass es keine 

verfassungsrechtlichen Bedenken gegen die Höhe 

des Zinssatzes bei Zinslauf bis November 2011 hat. 

Auch der Bundesfinanzhof (BFH) bestätigte bereits mit 

Urteil vom 1.7.2014 und 14.4.2015 diese Auffassung.  

 

Das Finanzgericht Düsseldorf kommt in seiner 

Entscheidung vom 10.3.2016 zu dem Entschluss, 

dass der gesetzliche Zins sich für den Zeitraum April 

bis Juli 2013 beim Vergleich mit den Marktzinsen noch 

in einem der wirtschaftlichen Realität angemessenen 

Rahmen hielt, hat aber gleichzeitig die Revision zum 

BFH zugelassen. 

 

ANMERKUNG:  

Nunmehr sind die Verfahren des Thüringer FG (BFH-

Az. I R 77/15) und des FG Düsseldorf (BFH-Az. III R 

10/16) vor dem BFH anhängig. Betroffene 

Steuerpflichtige können wegen der Höhe der 

Nachzahlungszinsen Einspruch einlegen und das 

Ruhen des Verfahrens mit Hinweis auf die beim BFH 

anhängigen Verfahren beantragen. 

 

FG Thüringen, Urt. v. 22.4.2015 – 3 K 889/13, Rev. Az. I R 77/15, 

BFH v. 1.7.2014 – IX R 31/13, BFH Urt. v. 14.4.2015 – IX R 5/14, 

FG Düsseldorf, Urt. v. 10.3.2016 – 16 K 2976/14 AO (DW20161020) 
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Steueränderungsgesetz 2015 
 

Änderungen der Steuerschuldnerschaft des 

Leistungsempfängers (§13b UStG) durch das 

Steueränderungsgesetz 2015 

Bei bestimmten Bauleistungen im Zusammenhang 

mit Grundstücken ist der „Leistungsempfänger“ 

bisher schon Steuerschuldner. Durch das 

Steueränderungsgesetz 2015 wurde mit Wirkung 

vom 6.11.2015 der Anwendungsbereich der 

Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers 

von Bauleistungen überarbeitet. Dazu veröffentlichte 

das Bundesfinanzministerium am 10.8.2016 ein 

klarstellendes Schreiben. 

 

Danach gelten als Bauleistungen (einschließlich 

aller Werklieferungen und sonstiger Leistungen im 

Zusammenhang mit Grundstücken) u. a. Sachen, 

Ausstattungsgegenstände oder Maschinen, die auf 

Dauer in einem Gebäude oder einem Bauwerk 

installiert sind und die nicht bewegt werden können, 

ohne das Gebäude oder das Bauwerk zu zerstören 

oder zu verändern. 

 

Damit werden vor allem Lieferungen von und 

Leistungen an Betriebsvorrichtungen erfasst. 

Entsprechend gelten Betriebsvorrichtungen 

unionsrechtlich demnach nur dann nicht als 

Grundstück, wenn sie nicht auf Dauer installiert sind 

oder bewegt werden können, ohne das Gebäude 

oder das Bauwerk zu zerstören oder zu verändern. 

Eine Veränderung ist immer dann unerheblich, wenn 

die betreffenden Sachen einfach an der Wand 

hängen und wenn sie mit Nägeln oder Schrauben so 

am Boden oder an der Wand befestigt sind, dass 

nach ihrer Entfernung lediglich Spuren oder 

Markierungen zurückbleiben (z. B. Dübellöcher), die 

leicht überdeckt oder ausgebessert werden können. 

 

Außerdem wurden mit Wirkung vom 6.11.2015 die 

bestehenden Verwaltungsanweisungen zur 

Ausnahme von Leistungsbezügen des nicht 

unternehmerischen Bereichs von der 

Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers 

gesetzlich geregelt und auf weitere Bereiche 

ausgedehnt. Zudem werden Werklieferungen von 

Freiland-Photovoltaikanlagen in die Liste der 

Bauleistungen aufgenommen. 

 

BMF-Schr. v. 10.8.2016 – III C 3 – S 7279/16/10001 (DW20161017) 

 

 

Selbstanzeige 
 

Selbstanzeige nach einschlägiger Medienberichterstattung 

Nach den Regelungen der Abgabenordnung tritt 

Straffreiheit durch eine Selbstanzeige dann nicht ein, 

wenn eine der Steuerstraftaten im Zeitpunkt der 

Berichtigung, Ergänzung oder Nachholung ganz 

oder zum Teil bereits entdeckt war und der Täter 

dies wusste oder bei verständiger Würdigung der 

Sachlage damit rechnen musste. 

 

Die Kenntnis der einschlägigen 

Medienberichterstattung über den Ankauf einer 

„Steuer-CD“ schließt die strafbefreiende Wirkung der 

Selbstanzeige nach Auffassung des 

Oberlandesgerichts Schleswig-Holstein in seiner 

Entscheidung vom 30.10.2015 jedenfalls dann aus, 

wenn auf der CD Daten einer vom Steuerpflichtigen 

eingeschalteten Bank vorhanden sind und hierüber 

in den Medien berichtet worden ist. Liegt es so, 

musste der Steuerpflichtige mit der Entdeckung 

seiner Straftat rechnen. 

 

Dem allgemeinen Sprachverständnis nach ist unter 

der Formulierung „mit etwas zu rechnen“ zu 

verstehen, dass jemand aufgrund bestimmter 

Umstände bzw. Überlegungen den Eintritt eines 

bestimmten Ereignisses als möglich bzw. 

wahrscheinlich annimmt. Im Unterschied zum Begriff 

des „Kennens“, der auf die positive Kenntnis, also 

das Wissen von bestimmten Umständen hindeutet, 

beinhaltet „mit etwas zu rechnen“, eine noch 

verbleibende Unsicherheit. Eine solche Auslegung 

steht auch mit der Rechtsprechung des 

Bundesgerichtshofs im Einklang.  

 

OLG Schleswig-Holstein, Beschl. v. 30.10.2015 – 2 Ss 63/15 (71/15) 

(DW20160511) 

 

 

Umsatzsteuer 
 

Einräumung von Parkmöglichkeiten gehört nicht zu den 

Beherbergungsmöglichkeiten 

Nur die unmittelbar der Beherbergung dienenden 

Übernachtungsleistungen in einem Hotel unterliegen 

dem ermäßigten Umsatzsteuersatz von 7 %. 

Der Bundesfinanzhof hat entschieden, dass die 

Einräumung von Parkmöglichkeiten an Hotelgäste 

dagegen nicht zur Beherbergungsleistung gehört 

und somit dem Regelsteuersatz von 19 % zu 

unterwerfen ist. Das trifft auch dann zu, wenn für die 

Parkfläche kein gesondertes Entgelt berechnet wird. 

Wie die Aufteilung des Entgelts genau zu erfolgen 

hat, ist noch nicht abschließend geklärt. Das 

Finanzgericht muss hierüber entscheiden. 

 

BFH, Urt. v. 01.03.2016, XI R 11/14, DStR 2016, S. 1466, LEXinform 0934592. 
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DIFFERENZKINDERGELD IST 

KINDBEZOGEN ZU BERECHNEN 

 
 

 

Werden im Ausland dem Kindergeld vergleichbare 

Leistungen gewährt, ist der deutsche 

Kindergeldanspruch um den im anderen Staat 

gezahlten Betrag zu kürzen, sog. 

Differenzkindergeld. Der Bundesfinanzhof hatte zu 

entscheiden, ob das Differenzkindergeld kind- oder 

familienbezogen zu berechnen ist. 

 

In dem Fall lebte eine Familie mit vier Kindern im 

Inland. Der Vater erhielt als Arbeitnehmer in der 

Schweiz für die Kinder Familienzulagen. Die 

Schweiz ist vorrangig für die Gewährung von 

Familienleistungen zuständig, weil der Kindsvater in 

der Schweiz beschäftigt ist. Ist die Schweizer 

Familienzulage geringer als das deutsche 

Kindergeld, zahlt die inländische Familienkasse 

dem Kindergeldberechtigten den 

Unterschiedsbetrag.  

 

Im Streitfall betrugen die Schweizer 

Familienzulagen monatlich für die zwei jüngsten 

Kinder je 165 € und für die zwei ältesten Kinder je 

206 €. Die Familienkasse gewährte Kindergeld für 

die zwei ältesten Kinder von monatlich 184 €, für 

das dritte Kind 190 € und das vierte Kind 215 € 

(insgesamt 773 €). Davon zog es die Schweizer 

Familienzulage von insgesamt 742 € ab und zahlte 

noch 31 € aus. Das Finanzgericht berechnete 

kindbezogen, so dass sich Differenzkindergeld von 

insgesamt 75 € ergab. 

 

Dieser Berechnung folgte auch der 

Bundesfinanzhof: Die Berechnung des 

Differenzkindergelds erfolgt nach dem 

Einkommensteuergesetz kindbezogen. Das 

Differenzkindergeld kann nicht bei einzelnen 

Kindern mit einem übersteigenden Betrag bei 

anderen Kindern verrechnet werden, weil dafür eine 

gesetzliche Grundlage fehlt. Das europäische Recht 

regelt keine Berechnungsmethode, wie die 

Familienleistungen eines primär und eines 

sekundär zuständigen Mitgliedstaates miteinander 

zu vergleichen sind. Die Verordnung räumt den 

Mitgliedstaaten damit einen Gestaltungsspielraum 

ein.  

 

Daher obliegt die Letztkonkretisierung dem 

Gesetzgeber und das deutsche 

Einkommensteuergesetz hat die Gewährung und 

Festsetzung des Kindergelds kindbezogen 

ausgestaltet. 

 

§ 65 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EStG |  BFH, Urt. v. 04.02.2016, III R 9/15, BFH/NV 

2016, S. 1216, LEXinform 0950386 | Art. 68 VO Nr. 883/2004. 

Einkommensteuer 
 

Aufnahme eines Studiums nach 

Berufstätigkeit kein Bestandteil einer 

Erstausbildung 
 

Nimmt ein Kind nach Abschluss einer 

kaufmännischen Ausbildung ein Studium auf, 

welches eine Berufstätigkeit voraussetzt, ist dieses 

Studium nicht mehr zwingend Bestandteil einer 

einheitlichen Erstausbildung. Liegt eine 

Zweitausbildung vor, kann der Kindergeldanspruch 

entfallen. Ein volljähriges Kind hatte nach Ausbildung 

zur Kauffrau im Gesundheitswesen als Angestellte in 

einer Klinik gearbeitet. Sie bewarb sich für ein 

berufsbegleitendes Studium an einer 

Verwaltungsakademie mit dem Ziel, eine Tätigkeit im 

mittleren Management Gesundheitswesen 

aufzunehmen. Die Arbeitszeit im 

Beschäftigungsverhältnis nach der Berufsausbildung 

betrug 30 Wochenstunden. 

 

 

 

Der Bundesfinanzhof (BFH) kommt zu dem Ergebnis, 

dass das Studium hier in keinem engen 

Zusammenhang mit der vorhergehenden 

Berufsausbildung steht und damit auch nicht 

Bestandteil einer Erstausbildung sein kann.  

Der enge Zusammenhang entfällt laut BFH 

vorliegend durch die vorausgesetzte 

vorangegangene Berufstätigkeit. Dieser Einschnitt 

führt dazu, dass es sich um einen 

Weiterbildungsstudiengang (Zweitausbildung) 

handelt. 

Im Ergebnis erlosch die Kindergeldberechtigung. 

 

BFH, Urt. v. 04.02.2016, III R 14/15, DStR 2016, S. 1259, LEXinform 0950427. 

Verfahrensrecht 
 

BFH versagt vorläufigen Rechtsschutz 

gegen den Solidaritätszuschlag 

 

Die Vollziehung eines Bescheids über den 

Solidaritätszuschlag ist nicht deshalb aufzuheben, 

weil ein Finanzgericht (FG) im Rahmen eines 

Vorlagebeschlusses das Bundesverfassungsgericht 

(BVerfG) zur Klärung der Verfassungsmäßigkeit des 

Solidaritätszuschlaggesetz (SolZG) angerufen hat. 

 

Das öffentliche Interesse am Vollzug des SolZG kann 

das Interesse der Steuerpflichtigen an der 

Gewährung vorläufigen Rechtsschutzes überwiegen. 

Mit diesen Leitsätzen hat der BFH die Aussetzung der 

Vollziehung des Solidaritätszuschlags in einem 

Einkommensteuerfall 2012 abgelehnt. 

 

 

Die Anrufung des BVerfG durch ein FG führt nicht zu 

ernstlichen Zweifeln an der Rechtmäßigkeit eines auf 

die vorgelegte Norm gestützten Verwaltungsakts. Es 

kann dahingestellt bleiben, ob sich aufgrund der 

Vorlage des FG an das BVerfG überhaupt ernstliche 

Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit des SolZG 

ergeben können. Das SolZG ist formell 

verfassungsgemäß zustande gekommen und kann 

somit Geltung beanspruchen bis das BVerfG 

abweichend entscheidet. 

 

BFH, Beschl. v. 15.06.2016, II B 91/15, DStR 2016, S. 1522, LEXinform 

5019137 |  Niedersächsisches FG, Beschl. v. 21.08.2013, 7 K 143/08, DStRE 

2014, S. 534,LEXinform 0441203 | BVerfG, 2 BvL 6/14. 
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Einkommensteuer 
 

Ausübung von Aktienoptionen aus nichtselbständiger Arbeit 

Zum steuerpflichtigen Arbeitslohn gehören alle 

Vorteile, die für eine Beschäftigung im öffentlichen 

oder privaten Dienst gewährt werden. Arbeitslohn ist 

folglich jeder geldwerte Vorteil, der durch das 

individuelle Dienstverhältnis veranlasst ist. Ein 

Veranlassungszusammenhang zwischen Vorteil und 

Dienstverhältnis ist anzunehmen, wenn der 

Arbeitnehmer einen erhaltenen Vorteil wirtschaftlich 

als Entgelt für seine Dienstleistung für den 

Arbeitgeber betrachten muss. Dementsprechend 

kann auch die Gewährung eines Aktien 

Optionsrechts zu Einnahmen aus nichtselbständiger 

Arbeit führen. 

 

Das Finanzgericht Hamburg bestätigte diese 

Rechtsauffassung und entschied klarstellend: Wird 

einem Arbeitnehmer das Recht eingeräumt, zu 

einem späteren Zeitpunkt Aktien verbilligt zu 

erwerben, fließt der Lohn nicht schon mit der 

Einräumung des Rechts, sondern erst im Zeitpunkt 

der Ausübung der Option zu. Erst dann ist der 

Vorteil zu versteuern. Dem Arbeitnehmer fließt der 

Vorteil auch zu, wenn er die Optionsrechte 

anderweitig verwertet. Eine anderweitige 

Verwertung liegt z. B. vor, wenn der Arbeitnehmer 

auf ein ihm eingeräumtes Aktienankaufsrecht gegen 

Entgelt verzichtet.  

 

FG Hamburg, Urt. v. 05.04.2016, 6 K 81/15, (Nichtzulassungsbeschw. eingel., 

Az. BFH: VI B 42/16), LEXinform 5019049. 

 

 

Einkommensteuer 
 

Häusliches Arbeitszimmer rechtfertigt nicht Berücksichtigung 

der Aufwendungen für Nebenräume 

Bei einem steuerrechtlich anzuerkennenden 

Arbeitszimmer sind Aufwendungen für Nebenräume 

(Küche, Bad und Flur), die in die häusliche Sphäre 

eingebunden sind und zu einem nicht unerheblichen 

Teil privat genutzt werden, nicht als 

Betriebsausgaben oder Werbungskosten abziehbar. 

 

Eine selbstständige Lebensberaterin unterhielt in 

ihrer Wohnung ein häusliches Arbeitszimmer, das 

sie so gut wie ausschließlich für ihre nur von diesem 

Arbeitszimmer aus betriebene Tätigkeit nutzte. 

Während das Finanzamt die Aufwendungen dafür 

als Betriebsausgaben anerkannte, versagte es die 

Berücksichtigung der hälftigen Kosten für die 

jedenfalls auch privat genutzten Nebenräume 

Küche, Bad und Flur. 

 

Der Bundesfinanzhof (BFH) gab dem Finanzamt 

Recht. Aufwendungen für ein häusliches 

Arbeitszimmer, das nicht nahezu ausschließlich 

betrieblich oder beruflich genutzt wird, sog. gemischt 

genutztes Arbeitszimmer, sind steuerlich nicht zu 

berücksichtigen. Diesen Grundsatz weitet der BFH 

nun auch auf Nebenräume der häuslichen Sphäre 

aus. Die Nutzungsvoraussetzungen sind individuell 

für jeden Raum und damit auch für Nebenräume zu 

prüfen. Eine zumindest nicht unerhebliche private 

Mitnutzung derartiger Räume ist daher 

abzugsschädlich. 

 

BFH, Urt. v. 17.02.2016, X R 26/13, DStR 2016, S. 1359, LEXinform 0929787. 

 

 

 

Arbeitnehmer / Arbeitgeber 
 

Änderungen von Arbeitsverträgen zur Nettolohnoptimierung 

sind im Beitragsrecht der Sozialversicherung zu beachten 

Wenn sich ein Arbeitgeber mit bei ihm Beschäftigten 

darauf verständigt, Arbeitsverträge in der Weise zu 

ändern, dass der bisherige Barlohn verringert wird 

und den Arbeitnehmern im Gegenzug 

lohnsteuerfreie oder pauschal besteuerte weitere 

Leistungen gewährt werden (Nettolohnoptimierung), 

so darf der betreffende Sozialversicherungsträger 

dies nicht einfach für beitragsrechtlich unbeachtlich 

erklären. Dies hat das Landessozialgericht Baden 

Württemberg entschieden. 

 

In dem Verfahren ging es um Beschäftigte eines 

Gartencenters. Ihr Arbeitgeber hatte schriftlich mit 

ihnen vereinbart, dass ihr Bruttolohn abgesenkt 

wurde und dass ihnen im Gegenzug Sachleistungen, 

u. a. Tankgutscheine, Restaurantschecks, 

Erholungsbeihilfen, Reinigungspauschalen, 

Personalrabatte und Kinderbetreuungszuschüsse 

gewährt wurden. Als eine 

sozialversicherungsrechtliche Betriebsprüfung 

stattfand, wurde dies beanstandet. Der 

Sozialversicherungsträger forderte den Arbeitgeber 

auf, rd. 14.000 € an Beiträgen nachzuentrichten. 

 

Zu Unrecht, wie nun das Landessozialgericht Baden 

Württemberg feststellte. Das Gericht entschied, dass 

für Arbeitgeberleistungen, die nach den 

beitragsrechtlichen Vorschriften nicht zum 

Arbeitsentgelt gehören (z. B. Erholungsbeihilfen) 

oder bereits mit den richtigen Sachbezugswerten 

berücksichtigt wurden (z. B. Restaurantschecks) 

keine weiteren Beiträge verlangt werden dürfen. 

Darauf, dass dies im Leistungsfall auch 

entsprechend geringere Ansprüche des 

Arbeitnehmers gegen die Sozialversicherung zur 

Folge habe, komme es nicht an. 

 

LSG Baden Württemberg, Urt. v. 10.05.2016, L 11 R 4048/15, LEXinform 

4033877 | § 28p SGB IV 
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Mieter / Vermieter 
 

Baulärm vom Nachbargrundstück berechtigt zur 

Mietminderung 

Das Landgericht Berlin hat entschieden, dass die 

Miete für eine Wohnung, die nach dem Einzug der 

Mieterin durch erheblichen Baulärm von einem 

Nachbargrundstück betroffen war, für die Dauer der 

Arbeiten gemindert werden darf. 

 

Geklagt hatte eine Mieterin, die bei Abschluss des 

Mietvertrags auf dem Nachbargrundstück noch eine 

mit Bäumen bewachsene Baulücke vorgefunden 

hatte. Erst danach wurde diese mit einer Tiefgarage 

und einem Gebäude bebaut. Wegen der 

Bauimmissionen verlangte die Mieterin 20 % der 

gezahlten Miete vom Vermieter zurück. 

Zu Recht meinte das Gericht. Bei Vertragsschluss 

haben beide Parteien stillschweigend vereinbart, 

dass die Wohnung den üblichen Mietstandard 

gewährleiste, also auch ein gesundheitlich 

unbedenkliches Wohnen. Dieser Standard sei nach 

Ansicht der Richter aufgrund der Bauarbeiten auf 

dem Nachbargrundstück dauerhaft unterschritten 

worden. Zwar seien gerade in Großstädten 

Baumaßnahmen in der Nachbarschaft nicht 

unüblich, dennoch sei die ganz überwiegende 

Mehrzahl von Mietwohnungen von solchen 

Beeinträchtigen nicht betroffen. Unerheblich sei 

nach Ansicht des Gerichts, dass der Vermieter keine 

rechtliche Handhabe gegen den Bauherrn gehabt 

habe. Die sog. „Bolzplatzentscheidung“ des 

Bundesgerichtshofs hält das Gericht für nicht 

einschlägig. Danach sind auftretende Immissionen 

unter bestimmten Bedingungen nicht zu 

berücksichtigen. Die Entscheidung handelt aber von 

einer dauerhaften Veränderung des Wohnumfelds 

und nicht wie im entschiedenen Fall nur von einer 

vorübergehenden Beeinträchtigung. 

 

LG Berlin, Urt. v. 16.06.2016, 67 S 76/16, LEXinform 0444636 | BGH, Urt. v. 

29.04.2015, VIII ZR 197/14, NJW 2015, S. 2177, LEXinform 1596593. 

 

 

 

Sonstiges 
 

Zahlungen aus Scheinarbeitsverträgen an Profifußballspieler 

durch Sponsoren als Schenkung an den Verein 

Ein Fußballverein zahlte an seine Spieler lediglich 

geringe Vergütungen. Sie beruhten auf 

arbeitsrechtlichen Vereinbarungen. Erheblich größere 

Zahlungen wurden von einem Unternehmen an die 

Spieler geleistet. Nach den Arbeitsverträgen hatten die 

Spieler für das Unternehmen kaufmännische Arbeiten 

zu verrichten. Eine tatsächliche Dienstleistung ist aber 

von den Spielern weder eingefordert noch erbracht 

worden. Das Finanzamt behandelte den gezahlten 

Arbeitslohn als Schenkung des Sponsors an den 

Fußballverein. Dabei war es unerheblich, dass die 

Vergütungen direkt vom Unternehmen an die Spieler 

geleistet wurden. 

 

Das angerufene Finanzgericht folgte der Einschätzung 

des Finanzamts. Es urteilte, dass die Arbeitsverträge 

zwischen dem Sponsor und den Fußballspielern nur 

zum Schein abgeschlossen wurden. Die Spieler 

arbeiteten unter Profibedingungen für den Verein, nicht 

für den Sponsor. Sie erhielten eine Vergütung, die nur 

zum Schein auf zwei Verträge gesplittet wurde. Nur 

wenn der Sponsor einen Rechtsanspruch auf 

Gegenleistung gehabt hätte, wäre die Annahme einer 

Schenkung nicht möglich. 

 

Der Verein hat gegen das Urteil Revision vor dem 

Bundesfinanzhof eingelegt. Dieser muss nun 

abschließend entscheiden. 

 

Niedersächsisches FG, Urt. v. 18.03.2015, 3 K 174/14, (Rev. eingel., Az. BFH: II 

R 46/15), EFG 2016, S. 1096, LEXinform 5018993. 

 

 

 

NACHWEIS DES ERBRECHTS DURCH VORLAGE EINES ERÖFFNETEN  

EIGENHÄNDIGEN TESTAMENTS 

 

Der Erbe ist bis auf wenige Ausnahmen nicht 

verpflichtet, sein Erbrecht durch einen Erbschein 

nachzuweisen. Er hat die Möglichkeit, den 

Nachweis auch in anderer Form zu erbringen. 

Neben einem eröffneten notariellen Testament 

oder Erbvertrag kann der Nachweis auch mittels 

eines eindeutigen handschriftlichen, 

nachlassgerichtlich eröffneten Testaments oder im 

Fall der gesetzlichen Erbfolge mittels der üblichen 

Personenstandsurkunden geführt werden. Der 

Nachweis mittels eröffnetem handschriftlichen 

Testament ist aber nur dann möglich, wenn das 

Testament eindeutig ist und keiner gesteigerten 

Auslegung bedarf.  
 

 

In Anwendung dieser Grundsätze hat der 

Bundesgerichtshof ein Kreditinstitut, das zu Unrecht 

die Vorlage eines Erbscheins verlangt hatte, zu 

Schadensersatz verurteilt, konkret zur Erstattung der 

Gerichtskosten für die Erteilung des Erbscheins. 

 

HINWEIS:  

Zur Änderung des Grundbuchs oder des 

Schiffsregisters reicht ein eröffnetes 

handschriftliches Testament als Nachweis nicht 

aus! 

 

BGH, Urt. v. 05.04.2016, XI ZR 440/15, LEXinform 1653567. §280 Abs.1 BGB. 
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Erbschaftsteuer 
 

Steuervergünstigung für ein Familienheim setzt 

zivilrechtliches Eigentum des Erblassers voraus 

Die Steuervergünstigung für ein Familienheim setzt 

im Erbfall neben weiteren Bedingungen voraus, dass 

der Erblasser zum Zeitpunkt seines Todes im 

Grundbuch als Eigentümer eingetragen war. 

Solange dies nicht der Fall ist, handelt es sich 

lediglich um ein Anwartschaftsrecht auf das 

Eigentum. Es ist mit dem Verkehrswert und nicht mit 

dem Grundbesitzwert anzusetzen. Nach der 

Entscheidung des Finanzgerichts München spielt es 

für die rechtliche Beurteilung keine Rolle, ob alle 

sonstigen Bedingungen für die steuerfreie 

Übertragung eines Familienheims erfüllt sind. 

Im Urteilsfall lebte der Vater mit seinen beiden 

Kindern in einer noch von der Mutter zu Lebzeiten 

käuflich erworbenen Eigentumswohnung. Die 

Auflassung war erklärt, die Auflassungsvormerkung 

im Grundbuch eingetragen, der Einzug in die 

Wohnung vollzogen und die melderegisterliche 

Ummeldung erfolgt. Lediglich die grundbuchamtliche 

Umschreibung war bis zum Ableben der Mutter noch 

nicht vollzogen. Ursache hierfür war, dass es 

zwischen der Bauherrin (Erblasserin) und dem 

Bauträger zu Unstimmigkeiten gekommen war. 

Deshalb urteilten Finanzamt und Finanzgericht 

übereinstimmend, dass es sich lediglich um ein mit 

dem Verkehrswert zu bewertendes 

Anwartschaftsrecht handele. Die 

Steuervergünstigungen für ein Familienheim wären 

nicht zu gewähren. 

 

Da gegen die Entscheidung des Finanzgerichts 

Revision beim Bundesfinanzhof eingelegt wurde, 

bleibt dessen endgültige Entscheidung abzuwarten. 

 

FG München, Urt. v. 06.04.2016, 4 K 1868/15, (Rev. eingel., Az. BFH: II R 

14/16), EFG 2016, S. 1015, LEXinform 5019086. 

 

 

Umsatzsteuer 
 

Speiseumsätze eines Imbissbetriebs im Gastronomiebereich 

eines Einkaufszentrums müssen in dem regulären und dem 

ermäßigten Umsatzsteuersatz unterliegende Leistungen 

aufgeteilt werden 

Die Abgabe frisch zubereiteter Speisen zum 

sofortigen Verzehr an Imbissbetrieben stellt 

grundsätzlich eine dem ermäßigten 

Umsatzsteuersatz (7 %) unterliegende Lieferung 

dar. Eine dem regulären Umsatzsteuersatz (19 %) 

unterliegende sonstige Leistung liegt allerdings vor, 

wenn zu der Abgabe der Speisen sonstige 

Dienstleistungselemente in erheblichem Umfang 

hinzutreten. Solche Dienstleistungselemente 

können sein das Endreinigen von Geschirr, das 

Abräumen und Endreinigen von Tischen und die 

Zurverfügungstellung von Geschirr und Besteck, 

Tischen und Stühlen. Treten solche 

Dienstleistungselemente hinzu, müssen, sofern 

beide Verkaufsarten vorliegen, die Umsätze 

aufgeteilt werden. 

 

Stellt der Prüfer des Finanzamts an mehreren Tagen 

fest, dass die Aufteilung des Unternehmers genau 

umgekehrt zu seinen Ermittlungen ist, begründet 

dies erhebliche Zweifel an der Richtigkeit der 

Aufteilung durch den Unternehmer und berechtigt 

das Finanzamt zur Schätzung. Bei der Schätzung 

sind alle Umstände zu berücksichtigen, wie z. B. die 

Lage des Imbissbetriebs bzw. welche Speisen 

abgegeben werden. Die stichprobenartige 

Ermittlung des Prüfers darf auch berücksichtigt 

werden. 

 

(Quelle: Urteil des Finanzgerichts Hamburg) | FG Hamburg, Urt. v. 07.04.2016, 

6 K 132/15, LEXinform 5019051. 

 

 

Verfahrensrecht 
 

Zuschätzungen für frühere Jahre bei einem Imbissbetrieb 

Nach einem Urteil des Finanzgerichts Hamburg 

können festgestellte Umsätze eines Jahres als 

Schätzungsgrundlage für Umsätze in früheren 

Jahren herangezogen werden. Voraussetzung ist, 

dass sich die wirtschaftlichen Verhältnisse 

zwischenzeitlich nicht wesentlich geändert haben. 

Die Beweislast dafür, dass die Annahmen der 

Finanzverwaltung unzutreffend sind, trägt der 

Steuerpflichtige. 

 

ANMERKUNG:  

Die Gefahr von Zuschätzungen ist besonders groß 

bei Betrieben mit umfassenden Bareinnahmen. Die 

Kasse ist täglich zu führen, die sog. „Z-Abschläge“ 

sind in jedem Fall aufzubewahren. Außerdem sollten 

Besonderheiten des Unternehmens und in der 

Preisgestaltung als Beweismittel für 

Prüfungszwecke zur Verfügung stehen. 

Besonderheiten können z. B. zeitweise 

Straßensperrungen, außerordentliche Witterungs-

bedingungen, außerordentliche Tagesereignisse mit 

Einfluss auf das Geschäft, krankheitsbedingte 

Einschränkungen der Öffnungszeiten u. ä. sein. 

Zusätzlich sollten Gaststätten oder Imbissbetriebe 

die Speisekarten aufbewahren, um 

Preisänderungen möglichst auf den Tag genau 

nachvollziehen zu können. Sonderaktionen mit 

Sonderpreisen sind zu dokumentieren. 

 

Für die Zukunft ist von Seiten des Gesetzgebers 

vorgesehen, für Kassensysteme und IT-gestützte 

Buchführungssysteme bestimmte Standards 

vorzuschreiben, die keine Manipulationsmöglichkeit 

mehr zulassen. 

 

FG Hamburg, Urt. v. 23.02.2016, 2 K 31/15, (Nichtzulassungsbeschw. eingel., 

Az. BFH: X B 32/16), LEXinform 5018963. 
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seit 01.07.2016 

01.01.2015 – 30.06.2016 

01.07.2014 – 31.12.2014 

 

=  - 0,88 % 

=  - 0,83 % 

=  - 0,73 % 

 

Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter 
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2016 
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